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Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung von Rehabilitation und intensiv-pflegerischer Versorgung in 
der gesetzlichen Krankenversicherung (Reha- und Intensivpflege-Stärkungsgesetz – RISG) 
Stellungnahme der Deutschen Gesellschaft für Zahnerhaltung (DGZ) 

 

Sehr geehrter Herr Dr. Abt, 

gerne machen wir als wissenschaftliche Fachgesellschaft für Zahnerhaltung von der Möglichkeit 
Gebrauch, eine Stellungnahme zu dem o.g. Gesetzesentwurf abzugeben.  

Unsere Stellungnahme bezieht sich auf den § 132i (6) 2. Dort heißt es:  

(6) Verträge nach Absatz 5 können nur mit Leistungserbringern geschlossen werden, die die Ein-
haltung der Rahmenempfehlungen nach den Absätzen 1 und 2 gewährleisten. Hierzu haben 
die Leistungserbringer insbesondere  

2. die bedarfsgerechte rehabilitative Versorgung der Versicherten, insbesondere mit Logo-
pädie, Ergotherapie und Physiotherapie durch Kooperationsvereinbarungen oder mit ei-
genem Personal zu gewährleisten und  

Aus unserer Sicht gehört zur rehabilitativen Versorgung der Patienten in Intensivpflege auch die 
Kooperation mit Zahnärzten*innen.  

Begründung: 

1. Patienten in der Intensivpflege sind nicht mehr eigenständig im Stande, Mundhygiene 
auszuüben. Sie entwickeln jedoch, insbesondere bei Ernährung per os, aber nicht nur, ei-
nen oralen Biofilm, der bei mangelnder Mundhygiene regelmäßig zu Karies und Parodonti-
tis führt. Daraus wiederum resultieren Zahnzerstörung und Zahnverlust. Gefördert wird 
dies durch die bei Beatmungspatienten entstehende Mundtrockenheit. 
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2. Gerade bei beatmeten Patienten ist die Bildung eines oralen Biofilms mit dem Risiko ei-
ner Aspirationspneumonie verbunden, einer sehr häufigen Komplikation bei Intensivpati-
enten. 

3. Karies ist eine sehr schmerzhafte Erkrankung. Patienten in Intensivpflege, z.B. Wachko-
mapatienten, können diese Schmerzen jedoch nicht artikulieren. Wenn sie nicht zeitnah 
behandelt werden, führt das zu einer erheblichen Einschränkung der Lebensqualität. 

4. Parodontitis ist eine entzündliche Erkrankung des Zahnhalteapparates, die zum Zahnver-
lust führen kann, aber auf dem Wege der hämatogenen Streuung auch das Risiko für an-
dere Erkrankungen erhöht. Am deutlichsten nachgewiesen ist dies für Diabetes, aber auch 
für Herz – Kreislauf - Erkrankungen. 

Aus den genannten Gründen bitten wir Sie, bei dem Gesetzesvorhaben im § 132i (6) 2 auch die 
Kooperation mit der Zahnmedizin vorzuschreiben. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
Deutsche Gesellschaft für Zahnerhaltung 

 

Prof. Dr. Christian Hannig 
Präsident 
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